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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschiag einer Verordnung (EGKS, Euratom, EWG) des Rates zur Festiegung der 
Gruppen der Empfänger der Vergütungen, die den regeimäßig im Bereitschaftsdienst 
eingesetzten Beamten gewährt werden können, sowie zur Festiegung der 
Bedingungen für die Gewährung und der Sätze dieser Vergütungen 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf das Statut der Beamten der Euro- 
päischen Gemeinschaften und die Beschäftigungsbe- 
dingungen für die sonstigen Bediensteten dieser Ge- 
meinschaften, die in der Verordnung (EWG, Eura- 
tom, EGKS) Nr. 259/68 festgelegt und zuletzt durch 
die Verordnung Nr. . . . ^) geändert wurden, insbe- 
sondere auf Artikel 56 b Abs. 2 des Statuts; 

auf Vorschlag der Kommission, 

in der Erwägung, daß der Rat auf Vorschlag der 
Kommission die Gruppen der Empfänger der Ver- 
gütungen, die den Beamten gewährt werden kön- 
nen, die sich regelmäßig außerhalb der normalen 
Arbeitszeit am Arbeitsplatz oder in ihrer Wohnung 
zur Verfügung des Organs halten müssen, sowie die 
Bedingungen für die Gewährung und die Sätze dieser 
Vergütungen festzulegen hat — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN; 


Artikel 1 

1. Der aus Forschungs- und Investitionsmitteln be- 
soldete Beamte, der in einer Anstalt der Ge- 
meinsamen Forschungsstelle oder im Rahmen in- 
direkter Aktionen dienstlich verwendet wird, und 
der aus Verwaltungsmitteln besoldete Beamte, 
der technische Anlagen zu bedienen oder zu über- 
wachen hat, der beim Ärztlichen Dienst oder als 
Kraftfahrer beschäftigt ist und g^mäß Artikel 
56 b des Beamtenstatuts verpflichtet ist, regel- 


mäßig Bereitschaftsdienst zu leisten, hat An- 
spruch auf eine Vergütung, die wie folgt festge- 
setzt wird: 

a) Die Vergütung wird in Punkten ausgedrückt. 
Ein Punkt entspricht 0,032 v. H. des Grund- 
gehalts eines Beamten der Besoldungsgruppe 
D/4 Dienstaltersstufe 1. Auf diese Vergütung 
wird der für die Dienstbezüge des Beamten 
geltende Berichtigungskoeffizient angewandt; 

b) die Zahl der Punkte für jede tatsächlich abge- 
leistete Stunde Bereitschaftsdienst beträgt: 

— für Bereitschaftsdienst am Arbeitsplatz; 
11 Punkte an Werktagen und 22 Punkte an 
Samstagen, Sonn- und Feiertagen: 

— für Bereitschaftsdienst in der Wohnung; 
2,15 Punkte an Werktagen und 4,3 Punkte 
an Samstagen, Sonn- und Feiertagen. 

2. Es besteht kein Anspruch auf Vergütung für den 
Bereitschaftsdienst in der Wohnung, wenn dieser 
nicht mindestens 14 Stunden beträgt. 

3. Der Beamte, der nachweislich infolge von Krank- 
heit oder Unfall während eines Zeitraums von 
höchstens einem Monat keinen Bereitschafts- 
dienst leisten kann oder sich im Jahresurlaub 
befindet, behält den Anspruch auf die Vergü- 
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tung. Bei Abwesenheit infolge von Krankheit 
oder Unfall während eines Zeitraums von mehr 
als einem Monat ruht der Anspruch auf die Ver- 
gütung mit Ablauf dieses Monats bis zur Wieder- 
aufnahme der Arbeit. 

Für den in Unterabsatz 1 genannten Zeitraum hat 
der Beamte für jeden Tag einer ordnungsgemäß 
begründeten Abwesenheit infolge von Krankheit 
oder für jeden Urlaubstag Anspruch auf eine 
Vergütung in Höhe von 42 Punkten. 

Artikel 2 

Der in Artikel 1 Unterabsatz 1 genannte Beamte hat 

ferner Anspruch 

— bei Bereitschaftsdienst in der Wohnung - auf 
einen Urlaubstag für jeden geleisteten Bereit- 
schaftsdienst von mindestens 7 aufeinanderfol- 
genden Tagen einschließlich der Abwesenheit 
infolge von Krankheit oder Urlaub; 

— bei Bereitschaftsdienst am Arbeitsplatz auf einen 
Urlaubstag für jeden Samstag oder Sonn- oder 


Feiertag, an dem er tatsächlich Bereitschafts- 
dienst zu leisten hatte. 


Artikel 3 

Diese Verordnung gilt entsprechend für Bedienstete 
auf Zeit, Hilfskräfte und Atomanlagenbedienstete. 


Artikel 4 

Die Verordnung (Euratom) Nr. 1371/72 wird aufge- 
hoben. 

Artikel 5 

Die Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer Ver- 
öffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften in Kraft. Die Bestimmungen der Arti- 
kel 1, 2 und 3 werden jedoch ab 1, Juli 1975 wirk- 
sam. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundes- 
kanzleramtes vom 8. Juli 1976 - 14 - 680 70 - E - Be 75176: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 7. Mai 1976 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 
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Begründung 


1 . Der Rat hat mit der Verordnung (Euratom, EGKS, 
EWG) Nr. 1601/75 vom 24. Juni 1975 Artikel 55 
dritter Unterabsatz und 56 b des Statuts der Beamten 
geändert und die Beschränkung der Verpflichtung zu 
Bereitschaftsdienst sowie des Anspruchs auf die hier- 
für vorgesehenen Vergütungen auf die aus For- 
schungs- und Investitionsmitteln besoldeten Beam- 
ten, die in einer Anstalt der Gemeinsamen For- 
schungsstelle oder im Rahmen indirekter Aktionen 
dienstlich verwendet werden, aufgehoben. 

Entsprechend dem geänderten Wortlaut des Arti- 
kels 56 b ist außerdem vorgesehen, daß der Rat, der 
aufgrund eines von der Kommission nach Stellung- 
nahme des Statutsbeirats unterbreiteten Vorschlags 
beschließt, die Gruppen der betreffenden Beamten, 
die Bedingungen für die Gewährung und die Sätze 
dieser Vergütungen festlegt, die den regelmäßig im 
Bereitschaftsdienst eingesetzten Beamten gewährt 
werden können. 

2. Der Kommissionsvorschlag ist beigefügt. Darin 
werden die Erfordernisse der einzelnen Organe be- 
rücksichtigt, denen zufolge bestimmte Personalgrup- 
pen, die nicht in den Forschungszentren dienstlich 
verwendet werden und mit der Bedienung und Über- 
wachung technischer Anlagen oder beim Ärztlichen 
Dienst oder als Kraftfahrer beschäftigt sind, ver- 
pflichtet werden, sich außerhalb der regelmäßigen 
Arbeitszeit am Arbeitsplatz oder in ihrer Wohnung 
zur Verfügung des Organs zu halten. 


Die Bedingungen für die Gewährung und die Sätze 
der vorgeschlagenen Vergütungen gelten bereits ge- 
mäß der Verordnung (Euratom) Nr, 1371/72 vom 
27. Juni 1972 für das Personal der Forschungsstellen. 
Um jedoch in gewisser Weise die besondere Ein- 
engung des Familienlebens und der sozialen Bezie- 
hungen auszugleichen, wird vorgeschlagen, in ge- 
wissen Fällen einen Urlaubstag bei Bereitschafts- 
dienst von mindestens sieben aufeinanderfolgenden 
Tagen in der Wohnung oder bei Bereitschaftsdienst 
am Arbeitsplatz an einem Samstag, einem Sonntag 
oder einem Feiertag zu gewähren. 

3. Da die Vertreter der Personalvertretungen es 
abgelehnt haben, im Rahmen des Statutsbeirats an 
den vom Vorsitz seit Anfang Februar dieses Jahres 
vorschriftsmäßig einberufenen mehreren aufeinan- 
derfolgenden Sitzungen teilzunehmen, konnte der 
Statutsbeirat, der seit September 1975 ordnungsge- 
mäß mit dem Kommissionsvorschlag befaßt worden 
war, keine Stellungnahme abgeben. 

Die Kommission sah sich daher veranlaßt, gemäß 
Artikel 10 a des Statuts der Beamten der Europäi- 
schen Gemeinschaften in Ermangelung einer Stel- 
lungnahme des Statutsbeirats über den beigefügten 
Vorschlag zu beschließen. 

Zu bemerken wäre jedoch, daß es bei der Konzer- 
tierung zwischen den Personalvertretern, die statt- 
gefunden hatte, bevor der Statusbeirat befaßt wurde, 
zu einer Einigung über den Kommissionsvorschlag 
gekommen war. 
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